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Zur Frage eines Anspruchs auf Hinterbliebenenleistungen aus der gesetzlichen Unfallversi-
cherung beim Tod eines an einer Herzerkrankung verstorbenen Versicherten, der während 
seiner beruflichen Tätigkeit in erheblichem Umfang Einwirkungen von Lösemitteln ausge-
setzt war und bei dem eine Exposition gegenüber Asbest bestanden hat.    
 

§ 44 SGB X, § 589 RVO (vgl. § 63 SGB VII), BK 4103, § 200 Abs. 2 SGB VII 
 
Urteil des LSG Rheinland-Pfalz vom 15.08.2011 – L 2 U 153/10 –  
Bestätigung der Gerichtsbescheide des SG Koblenz vom 23.12.2009 und vom 27.04.2010 
– S 2 U 345/09 Ko – 
 

Streitig war vorliegend, ob der Kläger als Rechtsnachfolger der Hinterbliebenen gegen die be-
klagte UV-Trägerin einen Anspruch auf Gewährung von Hinterbliebenenleistungen unter Rück-
nahme eines früheren Bescheides nach § 44 SGB X hat. 
 
Der im Jahr 1986 an einer Herzerkrankung verstorbene Versicherte war während seiner berufli-
chen Tätigkeit in erheblichem Umfang Einwirkungen von Lösemitteln (Methanol und Xylol sowie 
Chlorkohlenwassesrstoffen) ausgesetzt. Darüber hinaus bestand eine Exposition gegenüber 
Asbest. Die Bekl. hatte nach Anerkennung einer BK nach Nr. 4103 der Anlage zur BKV dem 
Grunde nach Hinterbliebenenleistungen wiederholt abgelehnt, weil der Versicherte nicht an den 
Folgen der Berufskrankheit verstorben sei. Dem aktuellen Verfahren waren bereits vier weitere 
Berufungsverfahren zu der Frage, ob der Tod des Versicherten Folge einer BK war, vorange-
gangen. Das LSG hatte in allen Verfahren die Berufung zurückgewiesen und damit die Ent-
scheidungen der Bekl. bestätigt. 
 
Das LSG hat nunmehr erneut entschieden, dass ein Anspruch auf Hinterbliebenenleistungen 
nicht besteht (vgl. S. 10-12). § 200 Abs. 2 SGB VII sei vorliegend nicht anwendbar, da der Ver-
sicherte nicht an dem Verfahren beteiligt sei. Die verfahrensrechtlichen Regelungen in § 200 
Abs. 2 SGB VII würden auf personenbezogene Daten des Versicherten abstellen und seien 
deshalb als höchstpersönliche Rechte aufzufassen: „Eine Verletzung dieser Bestimmung ist 
daher weder auf Verfahren von Hinterbliebenen gegen Unfallversicherungsträger noch auf Ver-
fahren von (Sonder)rechtsnachfolgern gegen Unfallversicherungsträger wegen übergegangener 
Ansprüche anwendbar“ (Hinweis auf das Urteil des LSG Rheinland-Pfalz vom 13.07.2009 –  
L 2 U 176/08 –, UVR 003/2010, S. 146-153).     

 
Das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz hat mit Urteil vom 15.08.2011 
– L 2 U 153/10 –  
wie folgt entschieden: 
 

http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/0AB215B58D46458AC12576BE002A3C6D/$FILE/UVR_003_2010_Anlage_07.pdf
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